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Was iſt der Staat und was haben 
wir vom Staate zu fordern? 


Wenn der Werth einer Verfaſſung nicht in 
der Einbildung beſtehen ſoll, ſo muß ſie vor Allem 
beobachtet und ausgeführt werden, dazu aber müſſen 
in ihr genau und vollſtändig alle Rechte verzeichnet 
ein, die den verſchiedenen Gliedern des Staakes zu⸗ 
Keen, und eben fo alle Pflichten, welche die Obrig⸗ 
keiten und alle Staatsbürger vom Erſten bis zum 


Letzten zu erfüllen haben. SR 
en ak aber die 1 che Verfaſſung darauf 
anſehen können, ob ſie in der That alles dieſes enthält, 
wollen wir zuerſt die beiden Fragen beantworten, was 
denn der Staat überhaupt uns zu leiſten hat, und was 
denn dieſer Staat in Wirklichkeit iſt. 

Jeder ſieht ein, was für ein armes und dürftiges 
Leben wir alle in würden, wenn jede Familie für 
ſich allein alle Arbeiten verrichten müßte, die der Menſch 
zu ſeinem Unterhalte und ſeinem Genuſſe bedarf. Müßte 
jede Familie einen Acker beſtellen und eine Heerde weiden, 
wenn fie Korn und Flachs, Milch und Fleiſch, Leder 
und Wolle haben will; müßte jede Familie ihre Kleider, 
ihre Hausgeräthe, ihre Werkzeuge ſelbſt verfertigen, ihr 
Haus oder ihre Hütte ſich felbit bauen: dann würden 
wir offenbar nicht beſſer leben, als Kalmücken und Hotten⸗ 
totten. Daß wir wiklich beſſer leben, verdanken wir 
derjenigen Vereinigung von Menſchen, die man die 
Paar Geſellſchaft nennt. Dieſe Geſellſchaft 
erſtreckt ſich über das ganze Land, über alle Städte und 
Dörfer. In ſie wird Jeder aufgenommen, vorausgeſetzt, 
daß er den Willen hat, ſolche Arbeit zu verrichten, die auch 
andere Leute gebrauchen können, denn dann ſind die 
Anderen gleichfalls bereit, auch für ihn zu arbeiten. 
Der Handwerker arbeitet für den Ackersmann, den Kauf⸗ 
mann, den Lehrer, den Geiſtlichen, und jeder von 1 
arbeitet wieder für jeden von den Anderen. Ja, der 
Kapitaliſt, der gar nicht zu arbeiten ſcheint, giebt doch 
fein Geld her, damit Andere ihre Wirthſchaft oder ihr 


Gewerbe ſich einrichten können, und damit er für die 


Zinſen, die er durch ſeine Darlehen verdient, ſich das 
kaufen kann, was er von den Arbeiten der Anderen 
ebraucht. Je beſſer die Geſellſchaft fi) eingerichtet 
It um fo weniger Noth und Elend giebt es unter 
en Menſchen, und um ſo behaglicher fühlen ſich Alle, 
die nicht durch eigene Trägheit oder 123 ein un⸗ 
aan Bag von jeder nützlichen Arbeit ausge⸗ 

oſſen ſind. 

Lee bürgerliche Geſellſchaft kann aber nur beſtehen, 

wo die Volksgenoſſen gleichzeitig eine andere und feſter 
zeigte Gemeinſchaft unter ſich geſchloſſen haben. Dieſe 
eſtere, auf Geſetze gegründete Gemeinſchaft iſt eben 
der Staat. 
„Keiner von uns kann den Staat entbehren, und 
weil wir ihn gebrauchen, fordert dieſer Staat viel, ſehr 
viel von uns. Wir ſollen ihm gehorchen in allen 
Stücken, wo er für gut hält, uns etwas zu gebieten 
oder zu verbieten. Wir ſollen ihm zu Dienſten ſtehen 
mit unſerem Eigenthum und unſerer Perfon. Wir 
müſſen ihm gar manche und oft recht ſchwere Abgaben 
bezahlen. Wir ig er für feinen Dienft nicht blos 
Tage und Wochen, fondern oft genug manches von den 
beſten Jahren unſeres Lebens opfern. Ja, dieſes Leben 
ſelbſt müſſen wir in die Schanze ſchlagen, wenn es gilt, 
ihn gegen 12 Feinde und Widerſacher zu vertheidigen. 
Darum haben wir aber auch ein volles Recht, zu biußeit 
ob denn der Staat mit ſeinen Leiſtungen auch wirklich 
allen dieſen Gehorſam, alle dieſe Dienſte und Opfer 
voll und ehrlich bezahlt. 

Darum fragen wir: „Was hat der Staat ſeinen 
Bürgern, was hat er uns Allen zu leiſten, die 
wir zu ihm gehören, wie die Glieder zu ihrem 
W gehören? 

ir könnten ganz kurz antworten: „Der Staat ſoll 
die ganze bürgerliche Geſellſchaft und jeden von uns in 
einem Rechte und feiner Freiheit fügen.“ Aber mit 
olcher allgemeinen Antwort iſt es nicht gethan. Zerlegen 
wir die Pflichten des Staates in ſeine Einzelheiten, ſo 
finden wir: ü 

Erſtens. Der Staat ſoll unſer Land und Jeden 
von uns gegen jedes Unrecht und jede Gewaltthat ſicher 


ſtellen, die andere Staaten und andere Völker gegen 
uns ausüben wollen. 

Zweitens. Der Staat ſoll dafür ſorgen, daß Jeder 
von uns auch gegen die ER im eigenen Lande 
eſchützt werde. Wo er aber die Uebelthat nicht ver⸗ 
ce kann, da ſoll ser den Schuldigen ſtrafen ohne 
fehen der Perſon, und wie das Recht es gebietet. 

Drittens. Der Staat ſoll allen Streitigkeiten über 

Mein und Dein durch weiſe Geſetze nach Kräften vor⸗ 
beugen. Da er ihnen aber nicht überall vorbeugen kann, 
ſo ſoll er außerdem für raſche und unparteiiſche Rechts⸗ 
pflege ſorgen. 

iertens. Der Staat ſoll möglichſt alle Hinderniffe 
wegſchaffen, durch welche früher eine unverſtändige 
Verwaltung unſern Ackerbau, unſer Gewerbe und unſern 
Handel in feinem Gedeihen beeinträchtigt hat. Er ſoll 
alle dena Unternehmungen jo weit ſchützen 
und fördern, als E des Schutzes und der Förderung 
von Seiten der Obrigkeit bedürfen. 

Fünftens. Der Staat ſoll dafür forgen, daß die 
ugend in jeder Stadt und in jedem Dorfe in allen 
uten und nützlichen Dingen unterrichtet werde, damit 
ie zu tüchtigen und ſelbſtſtändigen Mitgliedern der 

bürgerlichen Geſellſchaft und des Staates heranwachſe. 
Ebenſo tft es feine heilige Pflicht, dafür zu ſorgen, daß 
Jeder ſeiner eigenen religiöſen Ueberzeugung nachleben, 


daß Jeder ſeinen Gott ſo verehren darf, wie ſein Ge⸗ 


rien und feine Vernunft es ihm gebieten. Auch pl 
er der Stimme der freien Ueber, eugung und damit der 
Stimme der Wahrheit in allen Dingen Raum ver⸗ 
ſchaffen, jo daß Niemand ſich unterftehen darf, dieſelbe 
mit den Mitteln der Gewalt zu unterdrücken. 

Dies ſind die Forderungen, welche wir an den 
Staat zu ſtellen haben. Aber wir dürfen nicht ver⸗ 
langen, daß die Obrigkeit allein dieſe Aufgabe löſe, denn 
die Obrigkeit iſt nicht für ſich allein der Staat. 
Der Staat ſind wir Alle, wie wir Alle die bürgerliche 
Geſellſchaft find. Deshalb haben wir ein Recht, mit- 
5 5 bei allen Dingen, welche den Staat betreffen, 

. h., bei allen Geſetzen, welche gegeben werden, um 
das nützliche Zuſammenwirken der Geſellſchaft, welche 
den Staat bildet, zu befördern. 

Aber wir haben nicht blos das Recht, mitzurathen, 
nicht blos das Recht, zu verlangen, daß wir unmittelbar 
oder durch unſere erwählten Vertreter über unſere Mei⸗ 
nung und unſeren Willen gehört werden, wenn es ſich 
handelt um Abgaben, die wir Alle zu bezahlen, um 
Dienſte, die wir Alle zu leiſten, um Geſeze, denen 
wir Alle zu gehorchen haben: nein, wir haben auch die 
Pflicht, eine ſolche Forderung zu ſtellen Denn da 
wir Alle zuſammen der Staat find, und Jeder von uns 
beſtimmt iſt, ein lebendiges Glied und nicht ein un⸗ 
lebendiger Theil dieſes Staates zu ſein: ſo müſſen wir 
auch All, Jeder an ſeiner Stelle, und Jeder na ſeiner 
Einſicht und Fähigkeit, an der „ Arbeit für 
unſere Gemeinde, unſeren Kreis und unſeren Staat 
Theil nehmen mit Rath und That. 5 
Aus dieſem Recht und dieſer Pflicht ergiebt ſich, daß 


wir neben jenen erſten Forderungen an den Staat no 

f echſtens die Forderung zu ftellen haben, daß er ſolche 
Einrichtungen treffe, daß jeder ſelbſtſtändige Mann zu 
dem ihm gebührenden Antheile an der Verwaltung der 
öffentlichen Angelegenheiten in Gemeinde, Kreis und 
Staat gelangen könne. In je vollkommnerem Maße 
dies geſchieht, je vollkommner iſt die Verfaſſung des 


Staates. 
Politiſche Wochenſchau. 


In Eiſenach hat am 31. Oktober und am 1. Nov 
der deutſche Nationalverein ſeine Generalverſammlung 
abgehalten. Die Verhandlung, welche ſehr lebhaft war, hat ge- 
eigt, daß trotz allerhand kleiner Meinungsverſchiedenheiten doch 
ſämuntl e Schattirungen der liberalen Partei noch immer 
entſchloſſen find, zuſammenzugehen, und, auf ein gemeinfames 
Programm ſich ſtützend, die Einheit und Freiheit unſeres 
Vaterlandes gemeinſam anzuſtreben. 5 
aut wurde der Beſchluß gefaßt, eine Unterſtützungskaſſe 
für ent ale Beamte und Militairs in Deutſchland zu gründen. 
Den Anſtoß zu dieſem 155 haben wohl die Zuſtände 


in Kurheſſen gegeben, doch ſind natürlich Unterſtützungs⸗ 
bedürftige aus anderen deutſchen Staaten nicht ausgeſchloſſen. 

Preußen. Der Friede iſt geſchloſſen, und es ſteht zu 
hoffen, daß in nächſter Zeit der größere Theil unſerer 
raven Truppen in die Heimath zurückkehrt. Dort werden 
ſie Gelegenheit haben, ſich zu überjengen, wie alle die Nach⸗ 
richten, welche daven Fpreihen; die Gegner der Regierung 
oflten den Heldenthaten unſerer Armee keine Anerkennun 

ügen und Verläumdungen ſind. Sie werden erkennen, da 
das geſammte Volk ſich freut an dem neuen Lorbeerzweig, 
welcher in den Ruhmeskranz unſerer Armee geflochten ißt 
daß es aber über den Ruhm nicht das Recht vergißt. und 
wir hoffen, daß das Volk aus den Berichten, welche die 
heimkehrenden Krieger erftatten werden, neue und kräftige 
Gründe ſchöpfen wird, für die Ueberzeugung, daß unſere 
alte Landwehrverfaſſung nach dem Geſetze vom 3. September 
1814, welche ſich in den Freiheitskriegen, die Deutſchland 
vom franzöſiſchen Joche befreit haben, ſo trefflich bewährt 
hat, und welche unſerem Vaterlande faſt fünfzig Jahre lang 
einen genügenden Schutz gewährt hat, der beabſichtigten Re⸗ 
en der Armee dee e fei. 

Die Maßregelungen gegen Beamte und andere Perfonen, 
welche ſich bei den Wahlen in einer, der Regierung nicht zu⸗ 
ſagenden Weiſe bemerkbar gemacht haben, greifen immer 
mehr um ſich. Theils werden Disziplinar-Unterſuchungen 
eingeleitet, theils zeigt die Regierung ihr Mißfallen durch 
Verſagung der Beſtätigung zu ſtädtiſchen Aemtern. In 
erſter Beziehung theilen wir unter Anderem mit, daß in 
Königsberg in der Disgiplinarunterfudiung gegen die Rechts⸗ 
anwälte Schörndörffer in Labiau und Möller in ar 
laufen, fowie gegen den Kreisrichter Rheinberger in Weh⸗ 
laufen auf Freiſprechung erkannt worden iſt. Dagegen ift der 
Kreisbaumeiſter Heidrich in Lauenburg durch Disziplinar⸗ 
Urtheil der Regierung zu Köslin feines Amtes entſetzt 
worden. Derſelbe hat gedoch wie mitgetheilt wird, da er in 
ſeinem Fache als ſehr tüchtig it ſogleich eine Anftellung 
bei einer Eiſenbahngeſellſchaft erhalten. m 

Der Abgeordnete Kreiörichter Baſſenge in Berlin ift in 
der gegen ihn eröffneten Disziplinarunterſuchung freigeſprochen 
worden. 

In Glogau iſt ein Soldat, welcher feinen Poſten als 
Schildwache verlaſſen und einen Raubanfall auf einen Bürger ge 
macht hatte, zu ein em Jahr Feſtungsſtrafe verurtheilt worden. 


u junges Blatt hat ſich, wie man mittheilt, einer 
ganz en a ante des Regierungspräfidenten 
von Kamptz zu erfreuen, welcher durch eine Verfügung die 
untergebenen Behörden ermahnt, auf unſer Blatt ganz ins⸗ 
beſondere ihr Augenmerk zu richten und auf daſſelbe zu fahn⸗ 
den, fobalb e dazu vorhanden iſt. Da wir die 
Verbreitung der Erkennkniß unſeres Rechtes uns zur Auf- 
abe gestellt haben, fo können wir ſolche verſchärfte Wach⸗ 
amfeit mit Ruhe ertragen. 

Nachdem der Zollverein in ſeinem en Umfange und 
auf richtige wirthſchaftliche Grundſaͤtze geſtützt wiederhergeſtellt 
iſt, ſollen, wie es heißt, demnächſt mit verſchiedenen Staaten, 
unter denen England, die Schweiz, Rußland und auch Däne⸗ 
mark genannt wird, Unterhandlungen wegen Abſchluß von 
Haden angeknüpft werden. Wir wünſchen dieſen 

erhandlungen, welche nur bent aut auf die Entwicklung 
1 Handelsverkehrs und ſomit auch auf die Vermehrung 
unſeres Volkswohlſtandes wirken können, das beſte Gedeihen, 
und hoffen, daß alle neuen Verträge nach dieſelben Grund⸗ 
ſätzen abgeſchloſſen werden, auf welchen der Handelsvertrag 
mit Frankreich beruht. Was die Unterhandlungen mit Oeſter⸗ 
reich über einen ſolchen Vertrag anbelangt, ſo haben dieſelben 
wenig Ausſicht auf Erfolg, da Veſterreich Forderungen ſtellt, 
welche Wg Grundſätzen A. ab zuwiderlaufen und deren 

ewilligung außerdem die Selbſtſtändigkeit des Zollvereins 
ſtark beeinträchtigen würde. 5 

7 * r Pen af ben preubit en Kriegsſchiffes „Ga⸗ 
elle“, welches in den aftakiſchen Gewäſſern fo manche Fährlich⸗ 
eiten erduldet hat, bringt die Rheiniſche Zeitung einen langen 
Bericht, aus dem wir hervorheben, daß der Kapitain des 
Schiffes, Herr v. Bothwell, kein Seemann iſt, ſondern vor 
einigen Jahren noch Lieutenant bei der reitenden Artillerie 
war. Hoffentlich wird der Anſchluß Schleswig -⸗Holſteins an 
Preußen in militairiſcher Bezteharng, durch welchen unſerer 
Regierung eine verhältnißmäßig bedeutend vermehrte Anzahl 
von Seeleuten zur Verfügung geſtellt wird, bewirken, daß 
in nicht allzulanger Zeit ſolche Erſcheinungen, welche man in 
Staaten, die ſchon lange eine Seemacht beſitzen, wie z. B. Eng⸗ 
land und Frankreich, ganz unbegreiflich finden würde, verſchwinden. 

Schleswig⸗Holſtein. Der Wortlaut des am 30. v. M. 
1 Wien abgeſchloſſenen Friedens liegt zwar noch nicht vor, 

och iſt von ſeinem Inhalt genug bekannt, um zu erſehen, 
daß die Grenze zwiſchen Schleswig und Jütland 0 gezogen 
iſt, daß allen gerechten Anforderungen beiderſeits Rechnung 
etragen worden. Anders ſteht es mit der Theilung der 
Schu des früheren Reiches. Dabei ſind die Herzogthümer 
ihr ſchlecht fed ſie en eine Schuld von 29 
Millionen Riksdhaler, d. h. 21¼ Million Bene Thaler 
übernehmen. Rechnet man dazu, daß die Herzogthümer die 
Kriegskoſten mit ungefähr 25 Millionen gleichfalls tragen 
müſſen, fo tritt das neue Herzogthum mit einer recht ſtattli⸗ 
chen Schuldenlaſt in die Reihe der ſouverainen Staaten. Da 
iſt es ſehr leicht möglich, daß man ſchließlich doch auf den 

edanken der Ritterſchaft im Herzogthum Lauenburg ein⸗ 
11 und in die Abtretung des Herzogthums Lauenburg an 

reußen willigt, wogegen letzterer Staat die Tragung der 
Kriegskoſten übernimmt. Es iſt bei den Nachrichten über 
Dei n Se eins unklar er Da die Lauen⸗ 
urgiſchen Stände, um ihre ſtändiſche Verfaſſung zu retten, 
ſich nicht an den Staat Preußen derart en. wollen, 
daß ihr Land ganz in demſelben aufgeht, ſondern nur den 
König bitten wollen, Lauenburg als ein ihm oder der Krone 
perſönlich gehöriges Land zu übernehmen, fo ſcheint es un⸗ 
gerechtfertigt, daß alsdann der Staat Preußen die Schulden 
übernehme, welche mit dieſer Gebietzerweiterung verbunden find. 


Dänemark. Der Reichrath iſt zum 5. d. M. einberufen, 
damit ihm der in Wien abgeſchloſſene Friede vor der Rati⸗ 
fikation zur Genehmigung vorgelegt werden kann. An die 
Zustimmung deffelben zweifelt man in Kopenhagen um fo 
weniger, als die jütiſchen Abgeordneten für die Genehmigung 
172 werden, um ihre Provinz möglichſt ſchnell von der 

rückenden Einquartierungslaſt zu befreien. 


Oeſterreich. Der lang erwartete Miniſterwechſel 5 endlich 
eingetreten; Graf Rechberg iſt entlaſſen und Graf Mens⸗ 
br hat ihn erſetzt. Die für uns weſentliche Bedeutung 
dieſer Thatsache liegt in dem Umſtande, daß der neue Minifter 
1 0 das Bündniß zwiſchen Oeſterreich und Preußen in 
er Weiſe aufrecht erhalten wird, wie ſein Vorgänger. 
Graf Rechberg ſtellte die Gemeinſamkeit der konſervativen 
Intereſſen als höchſtes Ziel auf, dem ſich alles unterordnen 
müſſe, und demzufolge ſchloß er ſich eng an das Miniſterium 
Bismark an; Graf Mensdorf, obgleich von mindeſtens gleicher 
konſervativer Geſinnung, ſtellt doch die politiſchen Intereſſen 
ſeines Vaterlandes höher als Parteiintereſſen. \ 

Italien. Angeſichts der ſchlechten Finanzlage des Staates, 
welche Erſparungen in allen Verwaltungszweigen nothwendig 
macht, wenn das neue Reich nicht an einer zu ſchnell an⸗ 
wachſenden Schuldenlaſt zu Grunde gehen ſoll, hat ſich der 
König Viktor Emanuel entſchloſſen, die Verringerung ſeines 
eigenen Einkommens um jährlich 3 ½ Millionen Franken, 
das iſt etwa 1 Million Thaler, zu beantragen. 

England. Ein Mordprozeß hat in der letzten Woche 
in London das allgemeine Intereſſe vorwiegend in Anf ruch 
genommen. Em Deutſcher, Namens Müller, war angeht 
auf einer Eiſenbahn einen Paſſagier, mit dem er ſich in dem⸗ 
ſelben Wagen befunden hatte, ermordet zu haben. Für ſeine 
Schuld 10 5 en der Umſtanz, daß er ſich in den Beſitz der 
dem Verſtorbenen gehörigen Uhr und Kette befand, daß er 
einen Hut trug, der wahrſcheinlich durch Aenderung aus dem 
des Todten gefertigt war, fo wie daß ein Hut, der nach 
Ausſage der Haupkbelaſtungszeugen, eines Droſchkenkutſchers 
(welcher 1 geſtändlich ſelbſt früher einen ganz gleichen 
Hut beſeſſen hatte) dem Müller gehört haben fol. in dem 
Eiſenbahnwagen neben dem Todten gefunden wurde. Für 
ſeine Unſchuld hatte er erſtens Zeugen dafür aufgeführt, daß 
er zur Zeit der That an einem ganz entfernten Orte Londons 
geweſen ſei, und zweitens ſagte ein Herr aus, daß er kurz 
von der Abfahrt Herrn Briggs, den Ermordeten, im Eiſen⸗ 
bahnwagen mit zwei Männern, von welchen keiner die ger 
ringſte Aehnlichkeit mit Müller hatte, geſehen habe. Trotzdem 
wurde Müller, gegen welchen ſich bei der allgemeinen Auf 
regung, welche felt dem Beginn des ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Krieges in England gegen Deutschland bericht, die Volks⸗ 
ei ſehr entſchieden ausgeſprochen hatte, zum Tode ver- 
urtheilt. 


Das Salzmonopol. 

Die gütige Natur hat überall dafür Sorge getragen, 
daß die Dinge, welche der Menſch am nothwendigſten 
braucht, in Fülle vorhanden ſind. Dies iſt ſo durchgängig 
der Fall, daß man den Rückſchluß machen kann: De Aufig 
vorkommende Naturerzeugniß gehört zu den Lebensbedingungen 
der Erdenbewohner. — Wenige Minerale ſind nun ſo über 
die Erde verbreitet, wie das Salz. Drei Viertel der Erd⸗ 


oberfläche wird von dem ſalzhaltigen Meer bedeckt, in den 


verſchiedenſten Gebirgsformen finden ſich unermeßliche Stein ⸗ 
ſalzlager, ſalzhaltige Quellen und Seen kommen a 206: 
und in den Welttheilen Amerika, Aſien, Afrika und Auſtra⸗ 
lien giebt es ungeheure Steppen, die mit einer Salzkruſte 


bedeckt find. Die Gewinnung des Salzes ift alſo dem 
Menſchen leicht genug gemacht. Leider hat er nicht überall 
dieſen Wink der Natur verſtanden und ſich ſelbſt künſtlich 
die Benutzung deſſen erſchwert, was ihm freigebig in den 

chooß geworfen worden, indem er den Staat eingreifen ließ 
in die Gewinnung dieſes ſo wichtigen Bedürfniſſes. 

Nur zu häufig wird es vergeſſen, daß der einzig ver⸗ 
nünftige Zweck aller ſtaatlichen Bildungen das Volkswohl 
iſt. Anſtatt die Aufgabe des Staats allein in der unpar⸗ 
tetifchen Handhabung des Rechtes und der öffentlichen Ord⸗ 
nung, in dem Schutz wider feindliche Angriffe zu ſuchen, 
betrachtet man ihn als Selbſtzweck und begünſtigt feinen, 
wenn auch nur ſcheinbaren Vortheil auf Koſten der Bürger. 
Aus dieſer Verkennung des Staatszweckes ſind die vielen 
Unternehmungen hervorgegangen, mit denen wir die meiſten 
Staaten ſich befaſſen e hen. Die verderblichſten derſelben 
ſind diejenigen, bei denen ſich der Staat die alleinige Aus⸗ 
übung en hat, wir meinen die Monopole. Zu An⸗ 
fang dieſes Jahrhunderts gab es der Monopole auch in 
Preußen ſehr viele, heute iſt nur ein einziges, eigentliches 
Monopol übrig geblieben, das Salzmonopol. Allerdings ift 
es das bedenklichſte von Allen, weil es den preußiſchen Staats⸗ 
bürgern gerade eins der unentbehrlichſten Nahrungsmittel in 
Pam e Weiſe vertheuert. Dem Staate koſtet die 
Tonne Salz im Durchſchnitt 3 Thlr. 11 Sgr. 10 Pf., er 
läßt ſich 12 Thlr. dafür bezahlen und hat auf dieſe Weiſe 
13 955 etwas über 6 ½ Millionen Thaler reinen Gewinn. 

genug iſt dieſer Mißſtand in der Volksvertretung 
hervorgehoben worden und neuerdings mit beſonderem Nach⸗ 
druck von dem Abgeordneten. Kerst.) “hat: das 
Salzmonopol eigentlich niemals gefunden, denn es läßt ſich 
wirklich nichts zu ſeiner Rechtfertigung ſagen; zu ſeiner Auf⸗ 
hebung hat man ſich aber bis jetzt nicht entschließen können, 
weil man von der Anſicht ausging, der Staat könne dieſe 
Einnahmequelle nicht entbehren. Das pflegt überhaupt die 
gewöhnliche Antwort zu ſein, wenn von Seiten der Volks⸗ 
vertretung in dem Steuerweſen vorhandene Uebelſtände gerügt 
werden. Iſt es aber für Rußland ganz neuerdings mögli 
geworden das Salzmonopol aufzuheben, i ſollte man do 
wahrlich in Preußen daran nicht verzweifeln. Wir leſen ja 
oft genug in den offiziellen Zeitungen und e en, 
von den Ueberſchüſſen der Einnahmen über die Ausgaben. 
Was ſoll mit dieſen gemacht werden? Sie zinslos in dem 
Staatsſchatz — beiläufig geſagt, einer mittelalterliche Ein⸗ 
richtung, die man auch nur noch in Preußen kennt — nieder⸗ 
zulegen, ſcheint uns doch ungerechtfertigt, während das Voll 
unter dem Druck einer ſeinem Wohlſtand 5 nachtheiligen 
Einrichtung ſeufzt. 5 


Sprechſaal. 

riedrich Kapp, ein deutſcher Flüchtling aus dem Jahre 
1840 1 5 jetzt als Advokat in New⸗ Vork lebt, hat bei 
Franz Dunker in Berlin ein Buch erſcheinen laſſen, in 
welchem er den Soldatenhandel deutſcher Fürſten 
nach Amerika in der zweiten Hälfte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts genau und aktenmäßig gen Geß Seine Erzählung 
dieſes traurigen Stückes der deutſchen Geſchichte, deſſen Leiden 
und Schmerzen, wie er lag, heut noch nicht geheilt ſind, 
macht in ihrer nakten Wahrheit einen ergreifenden Eindruck, 


*) Wi ehlen unſern Leſern feine gründliche Schrift: 
‚Das den 2 in ſeinen Wirkungen, beleuchtet von 
S. G. Kerſt.“ 


beſonders, wenn wir bedenken, daß das Geſchäft, welches i 
den Jahren 1775— 798 zwiſchen deutschen er 
England betrieben wurde, nicht vereinzelt daſteht, ſondern 
ſich am Anfang dieſes Jahrhunderts zwiſchen deutſchen Fürsten 
und dem franzöſiſchen Kaiſer wiederholte, nur daß der letztere 
nicht mit Geld, ſondern mit deutſchen Länderfetzen und Titeln 
bezahlte. Ueber die Wirkungen dieſes Menſchenhandels ſagt 
der Verfaſſer: „Auch Frankreich betheiligte ſich am amerika⸗ 
niſchen Kriege, allein mit geringeren Opfern an Menſchen 
und auf der den deutſchen Fürsten entgegengeſetzten Seite. 
Während dieſe lediglich aus Rückſicht auf ihren Beutel als 
gefügige und willenloſe Werkzeuge einer an ſich ſchlechten 
und unglücklichen Politik keine politiſchen Intereſſen kannten, 
eroberte bagegen Frankreich mit den 6000 Mann, die es 
der jungen Republik zu Hülfe ſchickte, feine durch den fieben- 
jährigen Fr erſchütterte Weltmachtſtellung wieder. Frank. 
reich ließ es ſich zwar Millionen über Millionen koſten, es 
gewann dafür aber Anſehen, Ehre und Macht. Deutſchland 
nahm Millionen und Millionen ein; es verlor aber dadurch 
den letzten Reſt von politiſcher Bedeutung und ſank zum 
Spott von Freund und Feind herab. Bie paar taufend 
Franzoſen, die unter Rochambeau die Taufpathen eines 
mächtigen Freiſtaates wurden, haben bewirkt, daß, fo lange 
es vereinigte Staaten von Amerika geben wird, die an . 
ſchen Waffen und der franzöſiſche Name hier jeder Zeit ger 
ehrt und gefeiert daſtehen werden. Die 30,000 Deutſchen 
dagegen haben als die bezahlten Schergen engliſcher An- 
1 5 nicht allein ſich den Haß zugezogen, der in erſter 
inie das teafr ſendern zu dieſem Haß noch die 

erachtüng auf ſich geladen, welcher ſich e der 
ſich um ein ſchnödes 10 zur Unterdrückung der Freiheit 
mißbrauchen läßt. Noch heute iſt im Munde eines Ameri⸗ 
kaners der Name Heſſe eineg der verächtlichſten Schimpf⸗ 
worte, welches einen feilen verkäuflichen Menſchen bezeichnet, 
und noch heute leidet unfer Volk unter dem Fluche er 
nichtswürdigen Handels. Denn in dem internationalen 
Verkehr handelt es ſich nicht um die Anſichten, Wünſche und 
Beſtrebungen der ein Volk bildenden Individuen, ſondern 
um den Ausdruck, den ſein inneres nationales Leben in der 
Politik thatſächlich gewinnt. Darum können auch im vor⸗ 
liegenden Falle nicht Schiller, Leſſing, noch Friedrich der 
Große unſre Vertheidigung übernehmen und unſre Nation 
von aller Schuld rein waſchen, denn das Ausland wiegt 
uns nach dem, was die Fürſten geſündigt haben.“ 

Die tapfern Thaten der verkauften Soldaten ſind ver⸗ 
geſſen, aber, fo ſchließt der Verfaſſer, „heute durch einen 
neuen Rückschlag der Geſchichte, 15 mehr als 100,000 
wehrhafte Söhne Deutſchlands für dieſelbe Republik in 
Waffen, von welcher der erſte große Volkskrieg des acht» 
zehnten Jahrhunderts ausgegangen war, und tragen jene 
alte Schuld der Fürſten ab. . 

In dieſer ſchlagenden Thatſache gewinnt die Idee der 
Völkerſolidarität, welche die Welt feſter als Eiſenbahn und 
Telegraph umſpannt, Kraft, Ausdruck und Geſtalt.“ 


Briefkaſten. 

Herrn K. in B. Für Ihren Fall würden die 88 3, 5—8, 
13, 19 u. 20 der Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853 maß⸗ 
gebend fein; eine beſtimmte Regel gliebt es jedoch nicht, viele 
mehr iſt in den verſchiedenen Städten die Praxis etwas von 
einander abweichend, wie weit oder wie eng die Grenze für die 
zur Wahl berechtigten Mitglieder der Gemeinde zu ziehen iſt. 
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